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Richterbestellung in Österreich 
 

Das vorliegende Werk nimmt das Bestellungsverfahren für Richterinnen und Richter in Österreich umfassend in den Blick. 
Die Rechtsordnung gilt maßgeblich mit jenem Inhalt, den Richterinnen und Richter in ihrer Rechtsprechung prägen. Aus-
gehend von der Erkenntnis, dass auch die – teilweise große Spielräume eröffnende – Anwendung demokratisch erzeug-
ter Gesetze ihrerseits demokratisch legitimiert sein muss, wird der Rückbindung der Gerichtsbarkeit an den Souverän am 
Beispiel der Bestellung von Richterinnen und Richtern nachgespürt. Erst wenn sich dieses Verhältnis als hinreichend eng 
erweist, ist die den Gerichten übertragene Ausübung von Gestaltungsmacht erträglich. Genau aus diesem Grund erweist 
sich gerade die Bestellung von Richterinnen und Richtern als sensibel, weil sich der Einfluss der politischen Organe im 
Wesentlichen hierauf beschränkt - die anschließend unabhängigen Richterinnen und Richter sind politischer Ingerenz 
rechtmäßig nicht mehr zugänglich. 
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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl II 170/2022 

Verordnung der Bundesministerin für Landesverteidigung über die Errichtung einer nachgeordneten Dienstbehörde und 
Personalstelle im Bereich des Bundesministeriums für Landesverteidigung (Dienstrechtsverfahrens- und Personalstel-

lenverordnung – BMLV 2022 – DVPVO BMLV 2022) 

 

BGBl II 171/2022 

Verordnung, mit der die Verordnung der Bundesministerin für Justiz über besondere Vorkehrungen im Anwendungsbe-
reich des Strafvollzugsgesetzes zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 geändert wird 

 

BGBl II 172/2022 

Verordnung der Bundesministerin für Justiz, mit der die Verordnung, mit der zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-
19 besondere Vorkehrungen in Strafsachen getroffen werden, geändert wird 

AUSGABE 18 | 06.05.2022 

 

https://www.verlagoesterreich.at/richterbestellung-in-oesterreich/99.105005-9783704688323
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_170/BGBLA_2022_II_170.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_171/BGBLA_2022_II_171.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_172/BGBLA_2022_II_172.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_173/BGBLA_2022_II_173.pdfsig


 

 

BGBl II 173/2022 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betref-
fend die Einrichtung eines Registers für hospitalisierte COVID-19-Patientinnen und -Patienten (COVID-19-

Registerverordnung) geändert wird 

 

BGBl II 174/2022 

Verordnung der Bundesministerin für Justiz, mit der die Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz (Geo) und die 
Verordnung über die Abbuchung und Einziehung der Gerichtsgebühren (Abbuchungs- und Einziehungsverordnung – 

AEVO) geändert werden (Geschäftsordnungs-Novelle 2022 – Geo-Nov 2022) 

 

BGBl II 176/2022 (Ergänzung der Anlage 3)  

Verordnung der Regulierungskommission der E-Control, mit der die Gas-Systemnutzungsentgelte-Verordnung 2013 geän-

dert wird (Gas-Systemnutzungsentgelte-Verordnung 2013 – 2. Novelle 2022, GSNE-VO 2013 – 2. Novelle 2022) 

 

BGBl II 177/2022 (Anlage) 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung über die 
Ausbildung und das Qualifikationsprofil der Operationstechnischen Assistenz (OTA-Ausbildungsverordnung – OTA-

AVO) erlassen und die MAB-Ausbildungsverordnung – MAB-AVO geändert wird 

 

BGBl III 65/2022, (Anlage 1)  

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Slowenien zur Beendigung des Abkommens zwischen der 
Republik Österreich und der Republik Slowenien über die gegenseitige Förderung und den Schutz von Investitionen 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 126 v 29.04.2022, 23 

Beschluss (EU) 2022/687 der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 27. April 2022 zur Ernennung von Rich-
tern am Gericht  

 

ABl L 130 L v 04.05.2022, 1 

Delegierte Verordnung (EU) 2022/699 der Kommission vom 3. Mai 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/821 des 
Europäischen Parlaments und des Rates durch die Herausnahme Russlands als Bestimmungsziel aus dem Geltungsbe-
reich der allgemeinen Ausfuhrgenehmigungen der Union 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
28.02.2022, V 614/2020 ua 

StVO; Aufhebung einer GeschwindigkeitsbegrenzungsVO der Bezirkshauptmannschaft Landeck betreffend die B188 
Paznauntalstraße mangels Anhörung der betroffenen Gemeinde; Aufhebung einer SperrflächenVO der Bezirkshauptmann-

schaft Landeck betreffend die B188 Paznauntalstraße mangels ordnungsgemäßer Kundmachung durch eine mit Schraffen 
markierte und in wesentlichen Teilen nicht unterbrochene Linie der Bodenmarkierung 

 

 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_173/BGBLA_2022_II_173.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_174/BGBLA_2022_II_174.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_176/BGBLA_2022_II_176.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_176/Anlagen_0001_222E1D5E_6678_4A0A_94CB_BE287E2356A7.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_177/BGBLA_2022_II_177.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_II_177/Anlagen_0001_6B73BF52_7E49_4F72_97D1_B94D28CC90ED.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_III_65/BGBLA_2022_III_65.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2022_III_65/Anlagen_0002_654C23CD_79E0_42A4_9499_60ECB96EB1ED.pdfsig
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:42022D0687&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:42022D0687&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022R0699&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022R0699&from=DE
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_20V00614_00/JFT_20220228_20V00614_00.pdf


 

 

28.02.2022, E 111/2021 ua 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander hinsichtlich der Nichtzuerkennung des 
Status subsidiär Schutzberechtigter und Erlassung einer Rückkehrentscheidung betreffend einen Familie afghanischer 

Staatsangehöriger trotz dauerhafter Unzulässigkeit der Rückkehrentscheidungen und Erteilung von Aufenthaltstiteln; man-
gelnde Auseinandersetzung mit den eigenen finanziellen Mitteln und der Unterstützung durch Angehörige am Herkunftsort; 
mangelhafte Auseinandersetzung mit den Länderberichte des UNHCR betreffend die interstaatliche Fluchtalternative 

 

28.02.2022, E 232/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Abweisung eines Antrags auf inter-
nationalen Schutz betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan wegen mangelhafter Auseinandersetzung mit dem 

vorgebrachten Fluchtvorbringen zur Tätigkeit für die amerikanischen Streitkräfte 

 

28.02.2022, E 233/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Abweisung eines Antrags auf inter-
nationalen Schutz betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan wegen mangelhafter Auseinandersetzung mit dem 

vorgebrachten Fluchtvorbringen zur Tätigkeit für die amerikanischen Streitkräfte (bzw als Familienangehöriger einer solchen 
Person) 

 

28.02.2022, E 2047/2021 ua 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status sub-
sidiär Schutzberechtigter betreffend eine Familie von Staatsangehörigen des Iraks; keine Auseinandersetzung mit der Min-

derjährigkeit der Dritt- bis Siebentbf vor dem Hintergrund der herangezogenen Länderberichte 

 

28.02.2022, E 2858/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status eines 

subsidiär Schutzberechtigten betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan; mangelnde Aktualität der herangezoge-
nen Länderberichte 

 

28.02.2022, E 3260/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Leben und im Recht, nicht der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe 
oder Behandlung unterworfen zu werden durch die Nichtzuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten an 

einen Staatsangehörigen von Afghanistan; Verkennung der spätestens seit 20.07.2021 erkennbaren extremen Volatilität der 
Sicherheitslage begründet eine reale Gefahr der Verletzung der verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte durch die spä-
ter ergangene Entscheidung 

 

28.02.2022, E 3455/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Leben und im Recht, nicht der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe 
oder Behandlung unterworfen zu werden durch die Nichtzuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten an 

einen Staatsangehörigen von Afghanistan; Verkennung der spätestens seit 20.07.2021 erkennbaren extremen Volatilität der 
Sicherheitslage begründet eine reale Gefahr der Verletzung der verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte durch die spä-
ter ergangene Entscheidung 

 

28.02.2022, E 3589/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung Fremder untereinander durch Abweisung des Asylantrags eines aus 
Myanmar nach Bangladesch geflüchteten Angehörigen der Rohingya; Zuerkennung des Status des Asylberechtigten auf 

Grund der staatlichen Bedrohung wegen Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Rohingya geboten 

 

28.02.2022, E 4400/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Abweisung eines Antrags auf inter-
nationalen Schutz betreffend einen Staatsangehörigen von Nigeria durch eine im zweiten Rechtsgang ergangene Entschei-
dung; mangelhafte Beweiswürdigung betreffend Zeugenaussagen und die Aussagekraft vermeintlicher Widersprüche bei 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_21E00111_00/JFT_20220228_21E00111_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_21E00232_00/JFT_20220228_21E00232_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_21E00233_00/JFT_20220228_21E00233_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_21E02047_00/JFT_20220228_21E02047_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_21E02858_00/JFT_20220228_21E02858_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_21E03260_00/JFT_20220228_21E03260_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_21E03455_00/JFT_20220228_21E03455_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_21E03589_00/JFT_20220228_21E03589_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220228_21E04400_00/JFT_20220228_21E04400_00.pdf


 

 

Durchführung mehrerer – teils mehrstündiger – mündlicher Verhandlungen zur Glaubwürdigkeit des Fluchtvorbringens der 
Homosexualität 

 

01.03.2022, E 4213/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Abweisung des Antrags auf 
internationalen Schutz eines Staatsangehörigen des Iraks; mangelhafte Auseinandersetzung mit der Tätigkeit als Polizist 

insb vor dem Hintergrund der in der angefochtenen Entscheidung enthaltenen Länderberichte des EASO 

 

01.03.2022, E 4370/2021 

Wr WettenG; Verletzung im Gleichheitsrecht betreffend die Verhängung einer Geldstrafe nach dem W WettenG wegen feh-
lender Zutrittskontrolle mangels zeitnaher schriftlicher Ausfertigung der nahezu 16 Monate vorher mündlich verkündeten 

Entscheidung des VwG Wien 

 

16.03.2022, E 273/2022 

AsylG; Verletzung im Recht auf Leben und im Recht, nicht der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe 
oder Behandlung unterworfen zu werden durch die Nichtzuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten 

betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan; extrem volatile Sicherheitslage auf Grund aktueller Länderinformationen 
des EASO vom Dezember 2021 weiterhin gegeben; mangelhafte Auseinandersetzung mit der Sicherheits- und Versorgungs-
lage 

 

18.03.2022, V 272/2021 

StVO; Aufhebung einer GeschwindigkeitsbeschränkungsVO des Bundesministers betreffend Streckenabschnitte der A2 
Südautobahn; mangelhafte Kundmachung der VO durch signifikante Abweichung (von 15m) des Aufstellungsorts der Ver-

kehrszeichen vom räumlichen Geltungsbereich der VO 

 

17.03.2022, G 350/2021 

Bundesstraßen-MautG; VStG; Abweisung eines Gerichtsantrags auf Aufhebung einer Bestimmung im Bundesstraßen-
MautG betreffend den Ausschluss der Anwendbarkeit des §33a VStG ("Beratung statt Bestrafung") 

 

17.03.2022, E 2379/2021 

BVG-Rassendiskriminierung; FremdenpolizeiG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinan-
der betreffend die Gegenstandslosigkeit der Ausweisung eines deutschen Staatsangehörigen; mangelhafte Auseinanderset-

zung mit der tatsächlichen und wirksamen Beendigung des Aufenthalts im Bundesgebiet im Hinblick auf die Rspr des EuGH 

 

1703.2022, E 4359/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung und im Recht auf Gleichbehandlung von 
Fremden untereinander durch Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz betreffend einen Staatsangehörigen 

des Iraks; mündliche Verhandlung zur Klärung des Sachverhalts notwendig; mangelnde Auseinandersetzung mit aktuellen 
Länderberichten betreffend die Sicherheitslage im Herkunftsstaat 

 

17.03.2022, E 4490/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung und im Recht auf Gleichbehandlung von 
Fremden untereinander durch Abweisung eines Antrags auf internationalen Schutz betreffend einen Staatsangehörigen 

des Iraks; mündliche Verhandlung zur Klärung der Glaubwürdigkeit des Fluchtvorbringens notwendig; mangelnde Aktualität 
der Länderberichte betreffend die Sicherheitslage 

 

  

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220301_21E04213_00/JFT_20220301_21E04213_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220301_21E04370_00/JFT_20220301_21E04370_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220316_22E00273_00/JFT_20220316_22E00273_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220318_21V00272_00/JFT_20220318_21V00272_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220317_21G00350_00/JFT_20220317_21G00350_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220317_21E02379_00/JFT_20220317_21E02379_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220317_21E04359_00/JFT_20220317_21E04359_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220317_21E04490_00/JFT_20220317_21E04490_00.pdf


 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

10.02.2022, Ro 2022/03/0002 

EpidemieG; § 7 Abs 1a EpidemieG macht die behördliche Absonderung ua davon abhängig, dass nach dem Verhalten des 

Betroffenen die Gefahr für die Gesundheit anderer durch gelindere Mittel nicht beseitigt werden kann; es wäre daher ein dem 

Gesetzgeber nicht zu unterstellender Wertungswiderspruch, einen Vergütungsanspruch eines von einer später erfolgten be-

hördlichen Absonderung Betroffenen zwar für den Zeitraum ab Ausspruch der behördlichen Absonderung zu bejahen, für den 

davor liegenden Zeitraum, in dem bereits ein „Ansteckungsverdacht“ bestanden und in dem sich der Betroffene aus eigenem 

abgesondert hat, aber zu verneinen, wenn der später erlassene Absonderungsbescheid ohnehin (wenngleich „rückwirkend“) 

den Gesamtzeitraum erfasst 

 

10.03.2022, Ra 2021/18/0349 

FremdenpolizeiG; nach dem Urteil des EuGH 14.01.2021, Rs C-441/19, TQ, muss der betreffende Mitgliedstaat vor Erlass 
einer Rückkehrentscheidung gegenüber einem unbegleiteten Minderjährigen eine umfassende und eingehende Beurteilung 

der Situation des Minderjährigen vornehmen und dabei das Wohl des Kindes gebührend berücksichtigen; in diesem Rahmen 
muss sich der Mitgliedstaat vergewissern, dass für den Minderjährigen eine geeignete Aufnahmemöglichkeit im Rückkehrstaat 
zur Verfügung steht 

 

24.03.2022, Ra 2021/10/0172 

ForstG; AVG; lt Jud des VwGH kommt es bei einer Feststellungsfläche, die im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang 

mit Wald steht, der an die Feststellungsfläche angrenzt, gerade nicht darauf an, ob die Feststellungsfläche selbst das erfor-

derliche Mindestmaß iSd § 1a Abs 1 ForstG aufweist oder nicht; vielmehr ist die unmittelbar räumlich zusammenhängende 

Bestockung auf angrenzenden Grundstücken in die Beurteilung miteinzubeziehen; dies ist auch für die Frage relevant, ob ei-

ne Person als Eigentümer einer angrenzenden Waldfläche iSd § 19 Abs 4 Z 4 ForstG anzusehen ist; somit kommt es für die 

Annahme der Parteistellung nicht darauf an, ob die einzelnen Waldanteile auf den betreffenden Grundstücken der jeweili-

gen Grundstückseigentümer für sich genommen die in § 1a Abs 1 ForstG vorgesehene Mindestfläche von 1.000 m² erreichen 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 

BVwG 09.03.2022, W282 2232044-1, W282 2232048-1 

Audiovisuelle Mediendienste-G; die Feststellung der Verletzung einer bestimmten Vorschrift des Audiovisuellen Medien-

dienste-G durch einen bestimmten Mediendienstanbieter in einem bestimmten (in der Vergangenheit liegenden) Zeitraum, hat 
sich auf die Rechtslage zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung, also somit auf eine bestimmte, zu diesem Zeitpunkt in Gel-

tung stehende Fassung des leg cit, zu beziehen; daher kann sich ein Bescheid iSd § 62 leg cit, der die Verletzung einer spezi-
fischen Bestimmung des leg cit feststellt, auch in seinen Wirkungen nur auf die zum Zeitpunkt seiner Erlassung in Geltung 
stehende Fassung des leg cit beziehen; da es sich im vorliegenden Fall auch gerade nicht um ein Verwaltungsstrafverfahren 
handelt, erscheint eine Anwendung der für die Bf mutmaßlich günstigere Rechtslage auch nicht geboten  

 

LVwG OÖ 22.03.2022, LVwG-701190 

FremdenpolizeiG; die Gültigkeit eines Reisedokuments setzt gem § 2 Abs 4 Z 5 FremdenpolizeiG auch dessen zeitliche 
Gültigkeit voraus, weshalb die Bf durch das Mitführen eines bereits abgelaufenen kroatischen Personalausweises jedenfalls 

nicht die in § 15 Abs 1 leg cit normierte Voraussetzung für eine rechtmäßige Einreise in das österreichische Bundesgebiet er-
füllt; daran vermag auch der Umstand nichts zu ändern, dass die kroatische Regierung eine Regelung dahingehend getroffen 
hat, dass Reisepässe, die während der COVID-19-Pandemie abgelaufen sind, erst 30 Tage nachdem die Pandemie durch die 
kroatische Regierung für offiziell beendet erklärt wurde, ungültig werden; diese Ausnahmebestimmung berechtigt Personen 
mit abgelaufenen Reisepass nämlich nicht zur Ein- oder Durchreise in andere Mitgliedstaaten der EU 

 

 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2022030002_20220210J00/JWT_2022030002_20220210J00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2021180349_20220310L00/JWT_2021180349_20220310L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2021100172_20220324L00/JWT_2021100172_20220324L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20220309_W282_2232044_1_00/BVWGT_20220309_W282_2232044_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20220309_W282_2232048_1_00/BVWGT_20220309_W282_2232048_1_00.pdf
https://www.lvwg-ooe.gv.at/Entscheidungen/2022/701190_6.pdf


 

 

LVwG NÖ 25.04.2022, LVwG-AV-1186/001-2021 

LuftfahrtG; die Erteilung einer Vermietungsbewilligung ist in den §§ 116 und 117 LuftfahrtG abschließend geregelt; eine 

Regelung, welche eine Erweiterung einer bereits bestehenden Bewilligung um zusätzliche Luftfahrzeuge beinhaltet, ist dem 
leg cit fremd; somit sind §§ 116 und 117 leg cit iVm der AVO Verkehr 2017, welche auf Anträge einer Vermietungsbewilligung 
Anwendung findet, auf sämtliche Anträge auf Erteilung einer Vermietungsbewilligung anwendbar und es ist eine neue Bewill i-
gung zu erwirken 

 

LVwG NÖ 29.04.2022, LVwG-AV-1245/001-2021 

Lebensmittelsicherheits- und VerbraucherschutzG; für die Lebensmittelinformation und damit für die Kennzeichnung von 
Lebensmitteln ist nach dem Konzept des Lebensmittelsicherheits- und VerbraucherschutzG einzig der Vermarkter (und nicht 
etwa der von diesem verschiedene Hersteller) verantwortlich; als Verantwortlicher kann somit auch eine Vertriebsfirma in Be-

tracht kommen, da es nicht auf den Herstellungsprozess, sondern allein auf das Vermarkten ankommt; die aus einer Maß-
nahmenvorschreibung nach § 39 Abs 1 Z 11 leg cit erfließende Pflicht zur Anpassung der Kennzeichnung trifft den jeweili-

gen Verantwortlichen für die Lebensmittelinformation; diese Anpassungspflicht ist mit der Sache verbunden, auf die sie sich 
bezieht, sodass es auf in der Person des Verpflichteten gelegenen Umstände nicht ankommt  

 

LVwG NÖ 05.04.2022, LVwG-AV-888/001-2021 

NÖ BauO, NÖ ROG; der Gesetzgeber legt keine Kriterien für die Annahme eines familieneigenen Wohnbedürfnisses iSd 

§ 20 Abs 2 Z 1a NÖ ROG fest; das familieneigene Wohnbedürfnis kann jedoch nicht so weit gefasst werden, dass es auch al-
le erwachsenen (und zum Teil im Ausland lebenden) Kinder bzw Enkel umfasst, die eigene Wohnsitze haben; gegen die An-
nahme eines familieneigenen Wohnbedürfnisses in Hinblick auf die genannten Personen spricht auch, dass sich diese jeweils 
nur für einen kurzen Zeitraum beim Bf aufhalten  

 

LVwG NÖ 01.02.2022, LVwG-AV-1837/001-2021 

AbfallwirtschaftsG; ein rechtliches Interesse einer Partei an einer bescheidmäßigen Feststellung ist bei Fällen, in denen 
die Erlassung eines Feststellungsbescheids im Gesetz nicht ausdrücklich vorgesehen ist, gegeben, wenn der Feststel-

lungsbescheid für die Partei ein geeignetes Mittel zur Beseitigung aktueller oder zukünftiger Rechtsgefährdung ist; der Fest-
stellung muss die Eignung zukommen, ein Rechtsverhältnis für die Zukunft klarzustellen und dadurch die Gefährdung eines 
subjektiven Rechts des Antragstellers zu beseitigen; die Erlassung ist auch nur dann zulässig, wenn andere Möglichkeiten, 
die maßgebende Rechtsfrage zu klären, nicht vorhanden oder nicht zumutbar sind; eine Unzumutbarkeit wäre gegeben, 

wenn sich der Antragsteller im Fall, dass die Rechtslage ungeklärt bleibt, einer Bestrafung aussetzen würde 

 

LVwG Tirol 12.04.2022, LVwG-2021/40/3201-5 

Tir CampingG; durch das Erfordernis der Beweglichkeit sowie jenes der Errichtung nur für einen begrenzten Zeitraum 
iSd § 2 lit g Tir CampingG soll verhindert werden, dass unter der Bezeichnung „Mobilheim“ Gebäude errichtet werden, die 

dauerhaft auf einem Standort verbleiben – was eine Umgehung bau- und raumordnungsrechtlicher Vorschriften darstellen 
würde; Mobilheime, die über eine Anhängevorrichtung sowie eigene Räder verfügen und mittels Traktoren am Campingplatz 
bewegt werden können, erfüllen noch die Anforderungen des § 2 lit g leg cit; „Schlaffässer“ hingegen erfüllen diese Legalde-

finition nicht, wenn sie über keine Mittel zur Beweglichkeit verfügen und am Campingplatz nicht durch eigene Räder mittels 
eines geeigneten Zugfahrzeugs bewegt werden können  

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
03.05.2022, Rs C-453/20, City-Rail 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 267 AEUV – Begriff ‚Gericht‘ – Strukturelle und funktionelle Kriterien – Ausübung 
von Gerichts- oder Verwaltungsfunktionen – Richtlinie 2012/34/EU – Art 55 und 56 – Einzige nationale Regulierungsstelle 
für den Eisenbahnsektor – Unabhängige sektorspezifische Kontrollstelle – Befugnis zum Handeln von Amts wegen – Sankti-

onsbefugnis – Entscheidungen, die Gegenstand eines gerichtlichen Rechtsbehelfs sein können – Unzulässigkeit des Vor-
abentscheidungsersuchens 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20220429_LVwG_AV_1186_001_2021_00/LVWGT_NI_20220429_LVwG_AV_1186_001_2021_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20220429_LVwG_AV_1245_001_2021_00/LVWGT_NI_20220429_LVwG_AV_1245_001_2021_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20220405_LVwG_AV_888_001_2021_00/LVWGT_NI_20220405_LVwG_AV_888_001_2021_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20220201_LVwG_AV_1837_001_2021_00/LVWGT_NI_20220201_LVwG_AV_1837_001_2021_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_TI_20220412_LVwG_2021_40_3201_5_00/LVWGT_TI_20220412_LVwG_2021_40_3201_5_00.pdf
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258701&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258701&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692


 

 

05.05.2022, Rs C-54/20 P, Kommission/ Missir Mamachi di Lusignano ua 

Rechtsmittel – Öffentlicher Dienst – Außervertragliche Haftung der Europäischen Union wegen Verstoßes eines Organs 
gegen seine Pflicht, den Schutz seiner Beamten zu gewährleisten – Delegation der Europäischen Kommission in Marokko – 
Ermordeter Beamter – Vom Bruder und von der Schwester des Beamten erlittener immaterieller Schaden – Rechtsbehelf 

der Klageerhebung – Art 270, 268 und 340 AEUV – Statut der Beamten der Europäischen Union – Art 40, 42b, 55a, 73, 90 
und 91 – Begriff ‚Person, auf die [dieses Statut] Anwendung findet‘ – Begründung 

 

05.05.2022, Rs C-83/20, BPC Lux 2 ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2014/59/EU – Bankenunion – Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten 

und Wertpapierfirmen – Art 36, 73 und 74 – Schutz von Anteilseignern und Gläubigern – Teilweise Umsetzung vor Ablauf der 
dafür vorgesehenen Frist – Schrittweise Umsetzung – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 17 Abs 1 – 

Eigentumsrecht 

 

05.05.2022, Rs C-265/20, Universiteit Antwerpen ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Teilzeitbeschäftigung – Richtlinie 97/81/EG – EGB-UNICE‑CEEP-

Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit – Paragraf 4 Nr 1 – Grundsatz der Nichtdiskriminierung – Akademisches Personal in 
Teilzeitbeschäftigung – Automatische feste Ernennung, die den Mitgliedern des akademischen Personals vorbehalten ist, 
die einen Lehrauftrag in Vollzeit wahrnehmen – Berechnung des Prozentsatzes einer Vollzeitbeschäftigung, dem eine Teil-

zeitbeschäftigung entspricht – Keine Anforderungen 

 

05.05.2022, Rs C-405/20, BVAEB 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Art 157 AEUV – Protokoll (Nr 33) – Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen – Richtlinie 2006/54/EG – Art 5 Buchst c und Art 12 – Verbot mittelbarer Dis-
kriminierung aufgrund des Geschlechts – Nach dem im Protokoll und in Art 12 genannten Zeitpunkt anwendbares betriebli-
ches System der sozialen Sicherheit – Beamtenpensionen – Nationale Regelung, die eine jährliche Anpassung der Pensio-

nen vorsieht – Degressive Anpassung nach Maßgabe der Höhe der Pensionen, die ab einem bestimmten Betrag ganz entfällt 
– Rechtfertigungsgründe 

 

05.05.2022, Rs C-410/20, Banco Santander 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2014/59/EU – Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen – All-

gemeine Grundsätze – Art 34 Abs 1 – Bail‑in – Wirkungen – Art 53 Abs 1 und 3 – Herabschreibung von Kapitalinstrumenten 

– Art 60 Abs 2 Unterabs 1 Buchst b und c – Art 73 bis 75 – Schutz der Rechte der Anteilseigner und der Gläubiger – Richtlinie 
2003/71/EG – Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel zu veröffent-
lichen ist – Art 6 – Unzutreffende Angaben im Prospekt – Haftungsklage, die nach einem Beschluss über die Abwicklung 

erhoben wurde – Klage auf Nichtigerklärung des Aktienzeichnungsvertrags, die gegen den Gesamtrechtsnachfolger des sich 
in Abwicklung befindlichen Kreditinstituts erhoben wurde 

 

05.05.2022, Rs C-525/20, Association France Nature Environnement (Impacts temporaires sur les eaux de surface) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Richtlinie 2000/60/EG – Ordnungsrahmen für Maßnahmen der Europäischen 
Union im Bereich der Wasserpolitik – Art 4 Abs 1 Buchst a – Umweltziele bei Oberflächengewässern – Verpflichtung der 

Mitgliedstaaten, die Genehmigung eines Projekts oder Vorhabens zu versagen, das eine Verschlechterung des Zustands ei-
nes Oberflächenwasserkörpers verursachen kann – Begriff ‚Verschlechterung‘ des Zustands eines Oberflächenwasserkör-
pers – Art 4 Abs 6 und 7 – Ausnahmen vom Verschlechterungsverbot – Bedingungen– Programme oder Vorhaben mit vo-

rübergehenden Auswirkungen von kurzer Dauer und ohne langfristige Folgen für den Zustand eines Oberflächenwasserkör-
pers 

 

05.05.2022, Rs C-567/20, Zagrebačka banka 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Missbräuchliche Klauseln – Richtlinie 93/13/EWG – Zeitliche An-
wendbarkeit – Art 10 Abs 1 – Darlehensvertrag, der vor dem Tag des Beitritts eines Mitgliedstaats zur Europäischen Union 
geschlossen, aber nach diesem Zeitpunkt geändert wurde – Art 6 – Rückgewähr der vom Gewerbetreibenden zu Unrecht 
erlangten Vorteile – Nationale Rechtsvorschriften, die die Ersetzung missbräuchlicher Klauseln und die Rückerstattung 

rechtsgrundlos erlangter Beträge vorsehen – Sachlicher Anwendungsbereich – Art 1 Abs 2 – Ausschluss von Klauseln, die 
auf bindenden Rechtsvorschriften beruhen 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258866&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258866&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258867&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258867&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258868&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258868&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258869&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258869&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258870&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258870&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258871&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258871&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258872&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258872&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692


 

 

05.05.2022, Rs C-570/20, BV 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Betrügerische Verschleierung der geschulde-

ten Steuer – Sanktionen – Nationale Rechtsvorschriften, die für dieselbe Tat eine verwaltungsrechtliche und eine strafrechtli-
che Sanktion vorsehen – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 49 – Art 50 – Grundsatz ne bis in idem – 

Art 52 Abs 1 – Einschränkungen des Grundsatzes ne bis in idem – Erfordernis, klare und präzise Regeln vorzusehen – Mög-
lichkeit, die Auslegung des nationalen Rechts durch die nationalen Gerichte zu berücksichtigen – Notwendigkeit, Regeln vor-
zusehen, die gewährleisten, dass die verhängten Sanktionen insgesamt verhältnismäßig sind – Verschiedenartige Sanktionen 

 

05.05.2022, Rs C-718/20 P, Zhejiang Jiuli Hi-Tech Metals/ Kommission 

Rechtsmittel – Dumping – Einfuhren bestimmter nahtloser Rohre aus rostfreiem Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik 
China – Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls 

 

05.05.2022, Rs C-101/21, HJ () und de directeur d’une société) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Richtlinie 2008/94/EG – Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähig-
keit des Arbeitgebers – Art 2 Abs 2 – Begriff ‚Arbeitnehmer‘ – Art 12 Buchst a und c – Grenzen für die Verpflichtungen der 

Garantieeinrichtungen – Person, die auf der Grundlage eines mit einer Handelsgesellschaft geschlossenen Arbeitsvertrags 
die Funktionen eines Mitglieds des Vorstands und eines Direktors dieser Gesellschaft ausübt – Kumulierung von Funktionen – 
Nationale Rechtsprechung, die dieser Person die mit der Richtlinie vorgesehenen Garantien versagt 

 

05.05.2022, Rs C-179/21, Victorinox 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Richtlinie 2011/83/EU – Art 6 Abs 1 Buchst m – Fernabsatzvertrag 
zwischen einem Verbraucher und einem Unternehmer – Pflicht des Unternehmers, den Verbraucher über eine gewerbliche 
Garantie des Herstellers und deren Bedingungen zu informieren – Voraussetzungen für das Entstehen einer solchen 

Pflicht – Inhalt der dem Verbraucher zur gewerblichen Garantie des Herstellers mitzuteilenden Informationen – Auswirkung 
von Art 6 Abs 2 der Richtlinie 1999/44/EG 

 

05.05.2022, Rs C-189/21, R en R (Utilisation agricole d’un produit non autorisé) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) – Verordnung (EU) Nr 1306/2013 – Anhang II – Grund-

anforderung an die Betriebsführung 10 – Verordnung (EU) Nr 1107/2009 – Art 55 Abs 1 und 2 Satz 1 – Direktzahlungen – 
Gemeinsame Regeln – Gänzliche oder teilweise Kürzung oder Ausschluss der im Rahmen der GAP gewährten Fördermittel – 
Nichteinhaltung der Cross-Compliance-Vorschriften – Verwendung eines Pflanzenschutzmittels, das im betreffenden 
Mitgliedstaat nicht oder nicht mehr zugelassen ist und, im letzteren Fall, dessen Verwendungsfrist überschritten ist 

 

05.05.2022, Rs C-218/21, DSR – Montagem e Manutenção de Ascensores e Escadas Rolantes 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerwesen – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Steuersätze – Befristete Best-
immungen für bestimmte arbeitsintensive Dienstleistungen – Anhang IV Nr 2 – Renovierung und Reparatur von Privat-
wohnungen – Anwendung eines ermäßigten Mehrwertsteuersatzes auf Dienstleistungen der Reparatur und Wartung von 

Aufzügen in Wohngebäuden 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
05.05.2022, Rs C-646/20, Senatsverwaltung für Inneres und Sport (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Maßnahmen auf dem Gebiet des Familien-
rechts – Zuständigkeit sowie Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen – Verordnung (EG) Nr 2201/2003 – Ehe-
sachen und Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung – Öffentliche Urkunden und Vereinbarungen – Eheauflösung 

nach einer vor einem italienischen Zivilstandsbeamten abgegebenen Erklärung 

 

05.05.2022, Rs C-61/21, Ministre de la Transition écologique und Premier ministre (Responsabilité de l’État pour la 
pollution de l’air) (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Richtlinie 2008/50/EG – Qualität der Umgebungsluft – Grenzwerte für den Schutz der 
menschlichen Gesundheit – Überschreitung – Luftqualitätspläne – Staatshaftung – Recht eines Einzelnen, eine Entschädi-

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258873&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258873&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258874&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258874&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258875&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258875&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258876&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258876&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258877&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258877&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258878&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258878&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258881&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258881&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258884&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258884&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692


 

 

gung für Gesundheitsschäden zu erlangen, die auf einer Verletzung des Unionsrechts beruhen – Qualifizierter Verstoß – Un-
mittelbarer Kausalzusammenhang – Zeitpunkt der Beurteilung des Verstoßes 

 

05.05.2022, verb Rs C-68/21 u C-84/21, Iveco Orecchia (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung Vergabe öffentlicher Aufträge Richtlinie 2014/25/EU Art 60 und 62 Technische Spezifikati-
onen Bauteile für Omnibusse der Marke Iveco oder gleichwertige Teile Nachweis der Gleichwertigkeit Richtlinie 2007/46/EG 

Art 10 Abs 2, Art 19 Abs 1, Art 28 Abs 1 und Anhang IV EG-Typgenehmigung Bauteile Notwendigkeit, dass Bauteile, die in 
einem der in Anhang IV aufgeführten Rechtsakte enthalten sind, über die EG-Typgenehmigung verfügen 

 

05.05.2022, Rs C-120/21, LB (Prescription du droit au congé annuel payé) (GA Richard de la tour) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub – Abgeltung von bei Beendigung 
des Arbeitsvertrags nicht genommenem bezahlten Jahresurlaub – Verjährungsfrist von drei Jahren – Beginn – Aufforde-

rungs- und Hinweisobliegenheiten zur Urlaubsinanspruchnahme gegenüber dem Arbeitnehmer 

 

05.05.2022, Rs C-227/21, HA EN (GA Pitruzzella) 

Vorabentscheidungsersuchen – Steuerrecht – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Recht auf Vorsteuerabzug – 
Reichweite der sogenannten Betrugsrechtsprechung – Vorliegen eines Rechtsmissbrauchs – Verweigerung des Vor-

steuerabzugs, weil der Leistungsempfänger wusste oder hätte wissen müssen, dass der Leistende aufgrund seiner finanziel-
len Lage nicht fähig sein wird, die entstandene Mehrwertsteuer an den Fiskus abzuführen – Belastung mit Mehrwertsteuer bei 
Verrechnung des Preises mit bestehenden Schulden 

 

05.05.2022, Rs C-256/21, Gemeinde Bodman-Ludwigshafen (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Unionsmarke (APFELZÜGLE) – Rechtsstreitigkeiten vor dem nationalen Gericht – Zu-
ständigkeit der Markengerichte – Verletzungsklage – Widerklage – Rücknahme der Verletzungsklage 

 

C. GERICHT 

 
04.05.2022, Rs T-423/14 RENV, Larko/Kommission 

Staatliche Beihilfen – Von Griechenland gewährte Beihilfen – Beschluss, mit dem die Beihilfen für mit dem Binnenmarkt un-
vereinbar erklärt werden – Begriff ,staatliche Beihilfe‘ – Vorteil – Grundsatz des privaten Kapitalgebers – Garantieprämie – 

Unternehmen in Schwierigkeiten – Kenntnis der griechischen Behörden – Mitteilung der Kommission über staatliche Beihilfen 
in Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften – Offensichtlicher Beurteilungsfehler 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
29.04.2022, Beschwerde Nr 28492/15 ua, Khasanov ua / Russland (GC) 

Keine Verletzung von Art 3 EMRK (Verbot der Folter und der unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung), allgemeine 

Lage in Kirgisistan erfordert kein völliges Verbot von Auslieferungen, Risikobewertung im Allgemeinen und in Bezug auf die 
betreffende Gruppe, keine tatsächliche individuelle Gefahr von Misshandlungen im Fall der Auslieferung ethnischer Usbeken 
an Kirgisistan, kein individueller Nachweis der Gefahr einer Misshandlung im Fall der Auslieferung durch Bf 

 

03.05.2022, Beschwerde Nr 18079/15, Bumbeș / Rumänien 

Verletzung von Art 10 EMRK (Meinungsfreiheit), Verhängung einer Geldstrafe gegen Bf wegen einer kurzen, friedlichen und 

unangemeldeten Versammlung mit drei anderen Personen, aus Protest gegen ein Bergbauprojekt mit Handschellen an Ein-
gangsschranken des Hauptgebäudes der Regierung gefesselt und Schilder aufgestellt, fehlende Bewertung des Ausmaßes 
der Störung 

 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258885&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258885&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258886&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258886&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258887&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258887&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258888&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258888&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258782&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=258782&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3607692
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-217061
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216937
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216937
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 

Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 

sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 

nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 

Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfah-
ren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Rele-
vanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 

Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
 
 

IMPRESSUM 
 
Herausgeber/Medieninhaber: Institut für Europarecht, Institut für Verwaltungsrecht und Verwaltungslehre, Johannes Kepler 

Universität Linz, Altenberger Straße 69, A-4040 Linz. 
Redaktion: Univ.-Prof. Dr. Franz Leidenmühler, Univ.-Prof. Dr. Michael Mayrhofer, Univ.-Prof. Dr. Markus Vašek (Leitung), 

Univ.-Ass. Mag. Katharina Arnreither, Univ.-Ass. Mag. Clara Buder, Univ.-Ass.
 
Mag. Nicole Dannerbauer, Univ.-Ass. Mag. 

Daniela Emeder, Univ.-Ass.
 
Mag. Marlene Helml, Univ.-Ass. Mag. Julia Kreuzhuber, Dr. Florian Kronschläger, Univ.-Ass. Mag. 

Ilka Kuci, Wiss.-Mit. Laura Weberndorfer. 
Hinweis: Es wird darauf hingewiesen, dass alle Angaben im Newsletter ÖER Aktuell trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Ge-

währ erfolgen und eine Haftung der Herausgeber, der Redaktion oder sonstiger Personen ausgeschlossen ist. 

http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/polizeirecht_aktuell/

